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2011 von der Nuklearsicher-
heitskommission veröffent-
licht. Damit seien sehr große 
Probleme entstanden. Gebiete, 
in denen Kinder bei 24 Stun-
den Aufenthalt im Freien 100 
mSv Schilddrüsenäquivalent-
dosis aufnehmen konnten, 
habe es auch noch außerhalb 
des 30 Kilometer-Umkreises 
gegeben, die keine Evakuie-
rungsanweisungen erhalten 
hatten, so in Iitate-mura, Ka-
wamata-machi und Iwaki-shi.

Wegen der relativ kurzen 
Halbwertzeit des Radiojod-
Isotops Jod-131 mußte rasch 
untersucht werden. Der Nu-
klearsicherheitskommission 
folgend sollte das an einer 
möglichst großen Zahl von 
Menschen geschehen und das 
Screeningniveau wurde dazu 
auf 0,2 Mikrosievert pro Stun-
de (µSv/h) festgesetzt, berich-
tete Tashiro. Nach Experimen-
ten des Hō-I-ken entspreche 
das einer Schilddrüsenäqui-
valentdosis von 100 mSv. Sie 
hätten also zunächst Orte ge-
sucht, wo die Hintergrund-
strahlung unter 0,2 µSv/h lag 
und richteten dort Screening-
stellen ein. Zwar wären Spe-
zialgeräte wünschenswert ge-
wesen, wegen der Konfusion 
nach dem Erdbeben seien da-
mals jedoch keine zu bekom-
men gewesen. Weil aber in 
Fukushima Natriumjodid(NaJ) 
-Surveymeter, eine Sorte Orts-
dosisleistungsmeßgerät, zur 
Radioaktivitätsmessung zu-
sammengezogen wurden, habe 
man eben mit diesen einfach-
ste Messungen durchführen 
müssen.

Dabei sei es schwierig gewe-
sen, Orte zu finden, an denen 
das Screening möglich war. In 
Iitate-mura zum Beispiel habe 
die Strahlung im Freien bei 
durchschnittlich 8 µSv/h, im 
Inneren von Gebäuden bei 3 
bis 7 µSv/h und 1 Zentimeter 
über dem Erdboden bei 20 
µSv/h gelegen. Der einzige 
Ort mit einer niedrigeren Hin-
tergrundstrahlung sei im Ver-
sammlungsraum des Gemein-
derats hinter dem Platz des 
Vorsitzenden gewesen. In Ka-
wamata-machi habe die Strah-

lung nur in einer Ecke im 1. 
Stock der Stadthalle unter 0,2 
µSv/h gelegen.

Tashiro: „Durch das Kommen 
und Gehen der Leute, durch 
das Öffnen und Schließen der 
Türen würde sich die Dosis 
aber erhöhen. Daher wurden 
alle vor Betreten des Gebäu-
des auf die Belastung des 
Körpers untersucht, mußten 
die Schuhe ausziehen, eine 
Anamnese wurde erstellt und 
dann mußten die Menschen 
vor der Meßstelle warten, bis 
wir endlich einem Kind den 
Surveymeter vor den Hals 
halten konnten.“

Etwa 1.000 Kinder aus Iwaki-
shi, Kawamata-machi und 
Iitate-mura wurden gemessen. 
Ein Kind, so Tashiro, habe mit 
0,1 µSv/h die höchste Bela-
stung aufgewiesen. Bedenke 
man, daß es 4 Jahre alt war, 
könne man von einer Bela-
stung von 35 mSv ausgehen. 
99 Prozent hätten jedoch unter 
0,04 µSv/h gelegen und bei 
über der Hälfte der Kinder sei 
nichts gefunden worden. Es 
könne deshalb angenommen 
werden, „daß Kinder mit gra-
vierenden Schilddrüsenbela-
stungen eine Randerscheinung 
sind.“ Um die Kinder zu 
schützen, hätten die Mütter sie 
zwei Wochen lang im Haus 
behalten und die Gemeinden 
hätten sich um Trinkwasser 
gekümmert, so daß durch die-
se und andere kollektive 
Handlungen ein gutes Ergeb-
nis beim Schutz der Kinder er-
reicht worden sei. …

Wohlgemerkt: Die vorstehend 
zitierten Meßergebnisse in 
µSv/h und deren Umrechnung 
in mSv Schilddrüsenäquiva-
lentdosis ergibt sich aus der 
Differenz zwischen dem Meß-
wert vor dem Hals der Kinder 
und der erhöhten Hintergrund-
strahlung. Das ist alles andere 
als eine Messung der Schild-
drüsendosis. Wenn die Ab-
strahlung der Schilddrüse und 
die Hintergrundstrahlung die 
selbe Größenordnung haben, 
ist dieses Verfahren nicht an-
wendbar. Um die Organdosis 
der Schilddrüse zu bestim-

men, hätte man die Aktivi-
tätsmenge des Radiojods in 
der Schilddrüse ermitteln 
müssen. Tatsächlich haben 
also niemals wirkliche Schild-
drüsenmessungen stattgefun-
den. Das ist auch in der Be-
völkerung in Fukushima be-
kannt. Dem Leiter des Schild-
drüsen-Screeningprogramms 
in Fukushima, Professor 
Shinichi SUZUKI, wurde des-
halb bereits am 10. November 
2012 im Rahmen einer öf-
fentlichen Informationsveran-
staltung in Fukushima Stadt 
zu Recht vorgehalten, wenn 
man gar keine wirklichen 
Messungen gemacht habe, wie 

Am 16. Januar 2013 haben 
führende deutsche Institutio-
nen der Endlagerforschung in 
Berlin die Deutsche Arbeits-
gemeinschaft Endlagerfor-
schung (DAEF) ins Leben ge-
rufen. Das teilte die Gesell-
schaft für Anlagen- und Re-
aktorsicherheit (GRS) mbH 
mit. Ziel der Arbeitsgemein-
schaft sei es, einen Beitrag zur 
Endlagerung radioaktiver Ab-
fälle zu leisten und For-
schungsarbeiten effektiver zu 
gestalten. „Mit unseren Er-
gebnissen wollen wir die 
Bundesregierung und die zu-
ständigen Bundes- und Län-
derbehörden sowie den Bun-
destag und sonstige interes-
sierte Institutionen zum Bei-
spiel in Form von Positions-
papieren und Stellungnahmen 
beraten. Mindestens genauso 
wichtig ist uns aber, auch die 
Öffentlichkeit über Entwick-
lungen und Ergebnisse auf 
dem Gebiet der Endlagerfor-
schung zu informieren“, er-
klärte Prof. Horst Geckeis 
vom Karlsruher Institut für 

Technologie (KIT), Vorsit-
zender der DAEF. Als stell-
vertretender Vorsitzender wur-
de Dr. Jörg Mönig (GRS) ge-
wählt.

Die thematischen Schwer-
punkte reichen dabei von der 
Grundlagenforschung über die 
Entwicklung von Sicherheits-
und Nachweiskonzepten so-
wie von Methoden zur Beur-
teilung von Standorten bis hin 
zu sozialwissenschaftlichen 
Fragestellungen. Im ersten 
Jahr will sich die DAEF vor 
allem auf die Erarbeitung ei-
nes Positionspapiers zu wis-
senschaftlich-technischen und 
sozialwissenschaftlichen As-
pekten der Endlager-Standort-
auswahl sowie auf die Vorbe-
reitung einer internationalen 
Fachtagung konzentrieren.

Die Gründungsmitglieder der 
DAEF sind die DBE TECH-
NOLOGY GmbH, das For-
schungszentrum Jülich GmbH,
die Gesellschaft für Anlagen-
und Reaktorsicherheit (GRS)
mbH, das Helmholtz-Zentrum 

Atommüll-Lagerung

„Deutsche Arbeitsgemeinschaft 
Endlagerforschung“ gegründet
Neuer Entwurf eines Endlagersuchgesetzes veröf-
fentlicht – „endlagerdialog.de statt Gorlebendialog“

könne man dann behaupten, 
daß alles viel niedriger als 
nach Tschernobyl gewesen 
sei? Th.D.

1. www.asahi.com/national/upda 
te/0127/TKY201301270130.html
2. Zweite Versammlung der Ge-
sellschaft der Ärzte der Hibaku-
sha-Folgegeneration am 9. März 
2012, 19 Uhr, im Haus der Ärzte-
gesellschaft Hiroshima, Newslet-
ter Nr. 215 der Ärztegesellschaft 
der Präfektur Hiroshima vom 5. 
April 2012, S. 6-17; www.hiroshi
ma.med.or.jp/ippnw/sokuho/docs/
2151_006.pdf
1. u. 2. hier zitiert nach Überset-
zungen von Annette Hack. 

http://www.asahi.com/national/up
http://ma.med.or.jp/ippnw/sokuho/docs/
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Dresden-Rossendorf (HZDR), 
das IfG Institut für Gebirgs-
mechanik GmbH, das Institut 
für Sicherheitstechnologie 
(ISTec) GmbH, das Karlsru-
her Institut für Technologie 
(KIT), das Öko-Institut e.V., 
das Institut für Bergbau und 
Spezialtiefbau der Techni-
schen Universität Bergakade-
mie Freiberg und das Institut 
für Endlagerforschung der 
Technischen Universität Claus-
thal. Das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi), das Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS), die 
Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe (BGR) 
und der Projektträger Karls-
ruhe Wassertechnologie und 
Entsorgung (PTKA-WTE) neh-
men zudem als Gäste an der 
DAEF teil, heißt es. Die Ar-
beitsgemeinschaft sei offen 
für die Zusammenarbeit mit 
weiteren interessierten For-
schungsinstitutionen aus dem 
In- und Ausland.
„Sicher ist nur das Risiko.“
„Dazu gehört eigentlich das 
öffentliche Eingeständnis, daß
die bisherigen Endlagerversu-
che in der Praxis gescheitert 
sind und daß es Bürgerinitia-
tiven waren, die das Desaster 
in Morsleben und in der Asse 
II wie auch die geologischen 
Unzulänglichkeiten im Schacht
Konrad und im Salzstock 
Gorleben aufgedeckt haben“, 
kommentiert die Bürgerinitia-
tive Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg (BI) e.V.. Ein 
Forschungsverbund, unter des-
sen Dach Institutionen und 
Institute Platz finden, die in 
der Vergangenheit ihre Ver-
antwortungslosigkeit unter Be-
weis gestellt haben, starte mit 
einer beschädigten Reputation. 
Die Teilnahme beispielsweise
des Öko-Instituts am Verbund 
rufe große Irritationen hervor.
Im Gegenzug luden die Atom-
kraftgegner zu einer Atom-
müllkonferenz am 2. Februar 
2013 nach Kassel ein. [1] 
„Wir wissen, daß das interna-
tionale Atommüllgeschäft lu-
krativ ist und daß der Abriß 
von Atomanlagen ein großes 
Geschäftsfeld sein wird. Dazu 

bedarf es kritischer Beglei-
tung.“, schreibt die BI. Als 
Gastredner konnte der Schwei-
zer Geologe und Nuklearex-
perte Marcos Buser gewonnen 
werden. Buser analysierte das 
Scheitern des dortigen Such-
verfahrens und des Beteili-
gungsprozesses, das er selbst 
mit auf den Weg gebracht hat-
te und das auch in Deutsch-
land lange Zeit als beispielhaft 
galt.

Rund 30 Umwelt- und Anti-
Atom-Initiativen mahnten zum
Abschluß ihrer Konferenz, für 
einen angemessenen, sorgfäl-
tigen und verantwortbaren Um-
gang mit dem Atommüllde-
saster sei ein reiner Parteien-
konsens bei weitem nicht aus-
reichend. Es müsse vielmehr 
eine gesellschaftliche Verstän-
digung über das weitere Vor-
gehen mit allen radioaktiven 
Hinterlassenschaften erfolgen.
An erster Stelle könne nicht 
bereits die Ausarbeitung eines 
Gesetzes stehen, vielmehr not-
wendig sei zuerst eine sorgfäl-
tige Aufarbeitung der Fehler 
der Vergangenheit und eine 
öffentliche Analyse der Ursa-
chen, um daraus Lehren zie-
hen zu können.

Ein Endlagersuchgesetz
Ebenfalls mit Datum vom 16. 
Januar 2013 versehen gibt es 
einen neuen Entwurf des 
Endlagersuchgesetzes („Stand-
ortauswahlgesetz; StandAG“).
Eine erste Version einer Syn-
opse stellte am 28. Januar 
2013 die Website endlager-
dialog.de zur Verfügung. [2] 
Demnach gibt es nur wenige 
Änderungen zur Fassung vom 
17. Oktober 2012. Das Institut 
für die Standortauswahl wurde 
in Regulierungsbehörde für 
[…] umbenannt und die Kon-
struktion über ein Bundesamt 
für kerntechnische Sicherheit 
wird aufgegeben.

Damit wird das Institut, jetzt
die Regulierungsbehörde, stär-
ker an das Umweltministe-
rium angebunden, kommen-
tiert Michael Mehnert, Betrei-
ber der Website endlagerdia-
log.de [3]. Mehnert ist pro-
moviert in Physikalischer 

Chemie und war bis Ende 
April 2011 beim Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) tätig, 
bis ihm, wie er schreibt, „we-
gen interner Kritik an der 
Wissenschaftlichkeit und der 
nicht eingelösten Zusicherung 
‚Transparenz und Offenheit‘
fristlos gekündigt wurde“. 
Jetzt könne er „bei strikter 
Wahrung der Verschwiegen-
heitspflicht nach § 3 Abs. 1 
TVöD“ extern Kritik am End-
lagermanagement üben.

Die Anbindung an die Politik, 
so Mehnert, werde die Arbeit 
der Regulierungsbehörde be-
stimmen. Damit sei die Ar-
beitstaktung von Wahlkampf 
zu Wahlkampf vorgegeben. 
Da kaum zu erwarten sei, daß
die Regulierungsbehörde sich 
als selbständige Bundesober-
behörde begreift, werde die 
Endlagerfrage auch in den 
nächsten 30 Jahren nicht we-
sentlich von der Stelle kom-
men. Auch das BfS habe sich 
in der Vergangenheit nicht als 
selbständige Bundesoberbe-
hörde gemäß Art. 87 Abs. 3 
Satz 1 GG verhalten, sondern 
als politischer Handlanger.

„endlagerdialog.de statt 
Gorlebendialog“
Die Fixierung des Bundes-
umweltministeriums auf Gor-
leben ist Ausdruck eines pri-
mitiven Politikstils, schreibt 
Mehnert. Dieser sei in vielen 
Politikbereichen vielleicht ge-
rade noch hinnehmbar, in der 
Frage der Endlagerung hoch-
radioaktiver Abfälle gehe es 
aber um die Gesundheit der 
nächsten 100.000 Generatio-
nen. Hier alternativlos und 
damit unwissenschaftlich zu 
denken und womöglich zu 
handeln, findet er unverant-
wortlich. Selbst das Atomge-
setz schreibe die Anwendung 
des aktuellen Standes von 
Wissenschaft und Technik 
vor. Insofern sei „alternativ-
los“ hier illegal.

Allein für den Standort Gorle-
ben soll bis Ende März 2013 
eine vorläufige Sicherheits-
analyse und nach weiterer ge-
zielter Erkundung ein Lang-
zeitsicherheitsnachweis er-

stellt werden, der die Sicher-
heit eines Endlagers im Salz-
stock Gorleben beweisen soll 
oder auch nicht. Diese Vorge-
hensweise gehe zurück auf die 
Tradition der 1950er und 
1960er Jahre, kritisiert Meh-
nert. Damals wurde den Wis-
senschaften und insbesondere 
den Naturwissenschaften ein 
Eindeutigkeitsanspruch zuer-
kannt, der aus heutiger Sicht 
in keiner Weise mehr gerecht-
fertigt ist. Die Erfahrungen 
der letzten 40 Jahre im Um-
weltbereich und anderswo 
hätten dies gezeigt.
Nach dem derzeitigen Stand 
der Wissenschaft und insbe-
sondere der Wissenschaftsfor-
schung sei das alternativlose 
Festhalten an Gorleben nicht 
akzeptabel. Es gehe hier um 
die Prognose des Verhaltens 
eines hochkomplexen Sy-
stems, des Endlagersystems in 
einem geologisch anspruchs-
voll strukturierten Salzstock,
mindestens über die nächsten 
10 Millionen Jahre. Man be-
gebe sich in Prognosezeit-
räume, die auch die Vorstel-
lungen der Geologen spren-
gen. Deshalb werde hier schon 
einmal ù klammheimlich ù der 
notwendige Prognosezeitraum 
auf einen Betrachtungszeit-
raum von 1 Million Jahre ver-
kürzt.
In den 1970er Jahren war man 
bei der Endlagerproblematik 
schon weiter, erklärt Mehnert. 
Damals, im Jahr 1976, ent-
wickelte der Bund nach Prote-
sten in der Bevölkerung an 
den Standorten Wahn, Lich-
tenhorst und Lutterloh das 
Konzept, an allen Standorten 
gleichzeitig und gleichrangig 
zu erkunden. Leider sei dieses 
Konzept nicht mehr zum Zuge
gekommen. Es wurde durch 
die Benennung Gorlebens als 
alleiniger Untersuchungsstand-
ort für das „Nukleare Entsor-
gungszentrum“ durch das Land
Niedersachsen ausgebremst.
Deutschland steht heute ù 35 
Jahre danach ù vor dem Er-
gebnis des Versagens der ver-
antwortlichen Ministerien: dem
Innenministerium, dem For-
schungsministerium, dem Um-
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weltministerium, dem Wirt-
schaftsministerium und der 
zuständigen Fachverwaltun-
gen ù der Physikalisch Tech-
nischen Bundesanstalt und
später dem Bundesamt für 
Strahlenschutz. Diese Institu-
tionen haben sich alle an dem 
unverantwortlichen Hin- und 
Hergeschiebe zwischen Politik 
und Wissenschaft beteiligt, 
ohne die wirklichen Rollen zu 
definieren und einzuhalten, 
rügt Mehnert. Einseitig werde
seit 1977 die Gorleben-Ent-
scheidung der damaligen nie-
dersächsischen Landesregie-
rung verfolgt. Ein kurzer 
Lichtblick sei nur die Arbeit 
des „Arbeitskreises Auswahl-
verfahren Endlagerstandorte 
(AkEnd)“ gewesen. Das Ak
End-Konzept wurde jedoch 
nach Ablehnung durch die 
Kernkraftwerksbetreiber vor-
schnell wieder aufgegeben.
Im Oktober 2002 hatte zuletzt 
der drei Jahre zuvor vom da-
maligen Umweltminister Jür-
gen Trittin eingerichtete Ak 
End seine Kriterien und Ver-
fahrensvorschläge zur Aus-
wahl eines Endlagerstandortes 
für hochradioaktive, wärme-
entwickelnde Abfälle präsen-
tiert. Ende 2002 beendete der 
AkEnd seine Arbeit und da-
nach wollte das Bundesum-
weltministerium darüber eine 
öffentliche Diskussion führen 
und schließlich das Auswahl-
verfahren verbindlich werden 
lassen. Das alles fand bis 
heute nicht statt.
Dringend notwendig ist es, zur 
Problematik der Endlagerung 
radioaktiver Abfälle einen 
bundesweiten Dialog, einen
„Endlager-Dialog“, zu initiie-
ren, fordert Mehnert. Bei die-
sem Dialog müsse man sich 
unter konsequenter Einhaltung 
der Rollen von Wissenschaft 
und Politik und unter Beteili-
gung der in Deutschland für 
die Endlagerung hochradioak-
tiver Abfälle infrage kom-
menden Regionen mit diesem 
brisanten Problem auseinan-
dersetzen.
Es gelte, einen Gegenpol zum 
bisherigen, seit 35 Jahren an-
haltenden intransparenten

Hin- und Hergeschiebe der 
Endlagerfrage zwischen Poli-
tik, den hörigen sogenannten
wissenschaftlich-technischen 
Bundesoberbehörden und den 
Kernkraftwerksbetreibern zu 
bilden. Nach Fukushima sei 
die Situation dafür günstig, 
weil durch die Energiewende 
wenigstens die Menge an ra-
dioaktivem Abfall begrenzt 
worden sei. Im ersten Ansatz 
seien am Dialog die Regionen 
zu beteiligen, in denen nach 
den einschlägigen wissen-
schaftlichen Studien der Bun-
desanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe für die 
Endlagerung günstige geolo-
gische Formationen liegen, 
nämlich Salzstandorte mit ge-
eigneten Salzstöcken und fla-
chen Lagerungen im Mündel-
Mergel-Salinar, geeignete Ton-
standorte und geeignete Stand-
orte mit Kristallingestein.
Grundsätzlich seien die zu be-
teiligenden Regionen eher 
umfassend zu wählen, um das 
„Endlagerwissen“ möglichst 
breit zu verankern. Ein späte-
rer Einstieg einer Region ist 
möglichst zu vermeiden, emp-
fiehlt Mehnert.
Um eine rationale Entschei-
dung für Endlagerstandorte zu 
treffen, reiche es nach heuti-
ger wissenschaftlicher Er-
kenntnis nicht aus, das zur 
Verfügung stehende und das 
noch erkundbare Wissen zu-
grunde zu legen. Darüber hin-
aus müsse sowohl das ver-
mutete als auch das nicht ab-
schätzbare Nichtwissen be-
rücksichtigt werden, mahnt 
Mehnert an. Diese Vorge-
hensweise habe auf anderen 
Gebieten zu Strategien wie 
Monitoring, Reversibilität und 
Vorsorge geführt.
Die Berücksichtigung des 
Nichtwissens
Weiterhin stelle sich die Fra-
ge, ob Experten das Nichtwis-
sen am besten abschätzen 
können? Es gebe viele Bei-
spiele, die zeigen, daß das 
nicht so ist, beschreibt Meh-
nert. Das Nichtwissen werde
eher pluralisiert wahrzuneh-
men sein. Insofern sei Bürger-
beteiligung nicht nur eine 

Strategie der Akzeptanzbe-
schaffung, sondern eine not-
wendige Voraussetzung, um 
zu einer rationalen Entschei-
dung in der Frage der Endla-
gerung radioaktiver Abfälle zu 
kommen.

Mit einem Zukunftsrat die 
Endlagersuche legitimie-
ren
Im November 2012 erschien 
in der Süddeutschen Zeitung 
ein Artikel mit dem Titel
„Mehr Beteiligung für die 
Energiewende“. In diesem 
entwickeln Claus Leggewie 
und Patrizia Nanz die Vor-
stellung, die Endlagersuche 
solle von einem Zukunftsrat 
begleitet werden. Dieses Gre-
mium soll nicht wie in Ethik-
kommissionen aus erlauchten 
Persönlichkeiten oder Stake-
holdern bestehen, sondern aus 
einfachen Bürgern, die in ei-
nem Zufallsverfahren reprä-
sentativ bezüglich Alter, Ge-
schlecht und Bildung ausge-
sucht werden. Es ist praktisch
ein Untersuchungsausschuß 
nicht von Parlamentariern, 
sondern von Laien. Aufgabe 
soll die Erarbeitung von 
Handlungsempfehlungen auf 
der Grundlage von Befragun-
gen, Recherchen und Verstän-
digung im Zukunftsrat selbst
sein. Vorgeschlagen werden 
eine regionale Ebene an po-
tentiellen Standorten und eine 
übergreifend nationale Ebene.

Ein solches Gremium könnte 
die Sache wirklich vorwärts 
bringen, findet Mehnert, weil,
wie in dem Artikel richtig 
dargestellt wird, „das Ver-
trauen in die politischen Eliten 
vollständig erschüttert [ist], 
keine wissenschaftliche Auto-
rität mehr anerkannt [wird], 
Bürgerinitiativen sich in einer 
Wagenburg verschanzt [ha-
ben], die Energiekonzerne 
sich aus der Verantwortung
[stehlen]“.

Der Laien-Untersuchungsaus-
schuß könnte dann genau 
diese politischen Eliten, wis-
senschaftlichen Autoritäten,
verschanzten Bürgerinitiativen 
und Abfallerzeuger wie Ener-
gieversorgungsunternehmen 

und staatliche Atomfor-
schungszentren befragen und
Handlungsempfehlungen er-
arbeiten, meint Mehnert.
Solch ein Verfahren sei in 
Großbritannien bereits 1999 
im Zusammenhang mit dem 
Umgang mit radioaktiven Ab-
fällen eingesetzt worden.

Akzeptanz oder 
Legitimation

Konsens oder 
Kompromiß

„Und es geht ja um mehr als 
bloße Akzeptanzbeschaffung: 
nämlich darum, einer wie 
auch immer gearteten parla-
mentarischen Entscheidung 
durch eine verbindliche Emp-
fehlung aus der Bürgerschaft 
zusätzliche Legitimation und 
Tragfähigkeit zu verleihen“, 
schrieben Leggewie und Nanz 
in der Süddeutschen Zeitung.

Das Mißtrauen in Politik und 
Wissenschaft ist berechtigt. 
Mehnert zitiert das Bundesamt 
für Strahlenschutz wie folgt:
„Die Lagerstätten müssen so 
beschaffen sein, dass die Ab-
fälle von der Biosphäre abge-
schieden bleiben, bis keine 
Gefahr mehr von ihnen aus-
geht.“ Nach Festlegung des 
Bundesamtes für Strahlen-
schutz von 2005 heißt das: für 
eine Million Jahre. Bis zum 
Jahr 1 002 005 also. Diese 
Zahl, so Mehnert, demon-
striere den Hochmut einer 
hochriskanten Technologie-
wahl, die für Menschen kaum 
nachvollziehbare Fristen und 
Risiken einplanen muß. Und 
das Bundesamt für Strahlen-
schutz müßte es als wissen-
schaftlich-technische Bundes-
oberbehörde eigentlich besser 
wissen.

Biosphäre oder Anthropo-
sphäre?
Die Isolation von der Bio-
sphäre könne schon deshalb 
nicht gelingen, so Mehnert, 
weil selbst in den vorgesehe-
nen Einlagerungstiefen biolo-
gische Organismen ihren Le-
bensraum haben. Ehrlicher-
weise solle man also nicht von 
Biosphäre, sondern von An-
throposphäre sprechen.
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Möglicher Prognosezeit-
raum und notwendiger 
Isolationszeitraum

Weiterhin, darauf weist Meh-
nert ebenfalls hin, ist der Zeit-
raum von einer Million Jahre 
nicht der notwendige Isolati-
onszeitraum, sondern der Zeit-
raum, für den nach Ansicht 
von geologischen Experten 
bei den in Deutschland vor-
herrschenden geologischen 
Verhältnisse tragfähige Pro-
gnosen gewagt werden könn-
ten. Der notwendige Zeitraum 
dagegen ergebe sich aus dem 
Abfallinventar, den Schutz-
zielen, die man anstrebe, und 
den Modellvorstellungen, die 
man zugrunde lege. Hier seien
selbst beim für das Endlager 
Konrad vorgesehenen Abfall-
inventar eher 10 Millionen 
Jahre anzusetzen. Also nicht 
bis zum Jahr 1 002 005, son-
dern bis zum Jahr 10 002 005 
sollten die Abfälle von der 
Anthroposphäre isoliert wer-
den.

Die Geologie ist eine be-
schreibende Wissenschaft, die 
sich mit der Vergangenheit 
befaßt. Prognosen sind die 
Ausnahmen. Bei der Endla-
gerproblematik trauten sich 
die Geologen (auch im Ak
End) inzwischen 1 Million 
Jahre zu. Das ist jedoch reine 
Spekulation, so Mehnert. Fun-
dierte wissenschaftliche Lite-
ratur habe ihm bisher noch 
niemand nennen können. An-
dererseits sei die zeitliche Ent-
wicklung der Radiotoxizität 
der Abfälle ziemlich exakt 
vorhersagbar. So komme 
Kirchner laut Umweltgutach-
ten 2000 beim Inventar des
Lagers KONRAD auf eine 
notwendige Isolationszeit von 
10 Millionen Jahre. Damit sei
die geologische Endlagerung 
nach wissenschaftlichen Maß-
stäben selbst beim KONRAD-
Inventar nicht möglich.

Sicherheit – Risiko –
Gefahr – Angst

Ehrlicherweise, so Mehnert, 
könne man nicht von Lang-
zeitsicherheit sprechen, son-
dern grundsätzlich nur von 

Langzeitrisiko. Entsprechend 
dem Philosophen Luhmann 
sei Langzeitsicherheit ein 
„Leerbegriff“, er sei eher ein 
„Ventilbegriff für“ (berechtig-
te) „soziale Forderungen“.

Setze man diese Überlegun-
gen mit Luhmann fort, dann 
komme man von der Risiko-
wahrnehmung des Entschei-
ders zur Gefahrenwahrneh-
mung der Betroffenen. Erst 
wenn die Betroffenen nahe an 
die Entscheidung herankom-
men können ù also in einer 
Weise beteiligt werden, ohne
sie zu überfordern ù, könne
die Gefahr und die Angst vor 
der Gefahr zum Risiko ratio-
nalisiert werden. So könne
auch Flugangst angeblich 
durch Training im Flugsimu-
lator verringert werden.

Allerdings ù das schreibt 
Mehnert nicht ù bedeutet „ra-
tionalisieren“ in der Psycho-
logie eine ineffektive Pro-
blemlösungsstrategie, etwa 
nach dem Muster: „Mein 
Großvater hat auch sein gan-
zes Leben lang geraucht und 
ist doch über 80 Jahre alt ge-
worden.“ Unbestimmte Äng-
ste lassen sich zwar durch 
Information und engagierte 
Befassung in konkrete Furcht 
verwandeln, die dann aber 
ebenso konkret zu bewältigen 
ist. Th.D.

1. www.atommuellkonferenz.de
2. http://endlagerdialog.de/wp-
content/uploads/2013/01/Endlage
rsuche_tab_13.06_17.10_16.01_v
er1.pdf
3. http://endlagerdialog.de 

Atommüll

Atommüll-
Exporte finden 
bereits statt
Lobbyist Hennenhöfer 
leitet das Verfahren

Die Bundesregierung will den 
Export von Atommüll gesetz-
lich zulassen, spricht jetzt aber 
davon, daß die Entsorgung im 
Inland auch weiterhin „Vor-
rang“ haben soll. Damit gibt 

Umweltminister Altmaier al-
lerdings selbst zu, daß die 
Entsorgung radioaktiver Ab-
fälle im Ausland als Plan B 
zukünftig eine Rolle spielen 
soll. Wenn der Atommüll-Ex-
port erst einmal im Atomge-
setz steht, dann wird er früher 
oder später auch stattfinden, 
kritisiert Jochen Stay, Spre-
cher der Anti-Atom-Organi-
sation .ausgestrahlt. Das leg-
ten auch die bisherigen Erfah-
rungen nahe.

Schon ohne gesetzliche Re-
gelung lagern mehr als 20.000 
Tonnen strahlende Abfälle aus 
der Urananreicherungsanlage 
Gronau (NRW) in Sibirien, 
werden hochaktive Abfälle 
aus Forschungsreaktoren re-
gelmäßig in die USA ver-
bracht, gibt es Atommüll-
Tauschgeschäfte mit Groß-
britannien und ist der Verbleib 
des Urans aus der Wiederauf-
arbeitung abgebrannter Brenn-
elemente aus deutschen AKW 
im französischen La Hague 
ungeklärt, so Stay. Wenn die 
Bundeskanzlerin jetzt so tue, 
als wäre die Lagerung von 
deutschem Atommüll im Aus-
land ausgeschlossen, dann ha-
be das wenig mit der Realität 
zu tun.

Daß die Exporte jetzt genau 
dann zum Thema werden, 
wenn neue Verhandlungen 
über das Suchverfahren für ei-
nen deutschen Standort für ein 
Atommüll-Lager anstehen, sei
kein Zufall. So habe die Bun-
desregierung ein weiteres 
Druckmittel gegen die Oppo-
sition in der Hand. Da nutzten 
auch alle Beteuerungen von 
Sigmar Gabriel wenig, ab so-
fort gehöre der Atommüll-Ex-
port zur Verhandlungsmasse 
bei den Parteiengesprächen.

Der für beide Gesetzgebungs-
verfahren zuständige Abtei-
lungsleiter im Bundesum-
weltministerium ist weiterhin 
der Eon-Lobbyist Gerald 
Hennenhöfer, dessen Vertrag 
von Minister Altmaier trotz 
Erreichens der Pensionsgrenze 
gerade um zwei Jahre verlän-
gert wurde. „Hennenhöfer ist 
ein bekannter Trickser, dem es 

in der Vergangenheit immer 
wieder gelungen ist, Geset-
zestexte so zu konstruieren, 
dass Hintertüren für die 
Atomwirtschaft eingebaut 
werden. So auch jetzt“, erklärt 
Jochen Stay. 

Atomwirtschaft

Eon und RWE 
wollen sich von 
Urenco trennen
Die Energiekonzerne Eon und 
RWE wollen sich nach der 
Atomwende in Deutschland 
von ihren Anteilen am Uran-
konzern Urenco trennen. Die 
beiden Energieversorger such-
ten einen Käufer für ihre An-
teile, erklärte die Regierung 
der Niederlande im Januar 
2013, die ebenfalls an Urenco 
beteiligt ist. Auch die britische 
Regierung prüfe den Verkauf 
ihrer Anteile. Mögliche Inter-
essenten seien der französi-
sche Atomkonzern Areva, Fi-
nanzinvestoren und Toshiba, 
meldete die Nachrichten-
agentur Reuters. 

Atompolitik

Referendum für 
AKW-Bau in 
Bulgarien 
gescheitert
Das Referendum über den Bau 
eines neuen Atomkraftwerks 
in Bulgarien ist am 20. Januar 
2013 gescheitert. Zwar stimm-
ten rund 60 Prozent der an der 
Abstimmung Teilnehmenden 
für den Bau, jedoch lag die 
Wahlbeteiligung bei lediglich 
rund 20 Prozent der 6,9 Mil-
lionen Wahlberechtigten. Für 
eine gültige Volksbefragung 
wäre eine Wahlbeteiligung 
von mindestens 60 Prozent 
notwendig gewesen. Bei der 
Abstimmung ging es um das 
Atomkraftwerk Belene an der 
Donau. Die konservative Re-
gierung hatte das bulgarisch-
russische Milliardenprojekt 

http://www.atommuellkonferenz.de
http://endlagerdialog.de/wp
http://rsuche_tab_13.06_17.10_16.01_v
http://endlagerdialog.de

